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es freut mich sehr, Ihnen erstmalig als 

Bundesvorsitzende die neue Ausgabe 

unserer Zeitschrift vorstellen zu dürfen – 

noch dazu zu einem Thema, das mich 

persönlich sehr beschäftigt und mich 

gleichzeitig bei meinen Aktivitäten be-

fl ügelt: die emotional geführten Diskus-

sionen um Einwanderung, Ankommen 

und Teilhabe. 

Viele in unseren binationalen Familien 

spüren im persönlichen sowie im gesell-

schaftlichen Umfeld eine diff use Angst 

vor einer Spaltung der Gesellschaft, vor 

einem Auseinandertriften von Gegnern 

und Befürwortern von Einwanderung. 

Wir erleben, dass die Hemmschwelle, 

andere auszugrenzen, stetig sinkt und 

wir uns zunehmend mit rassistischen 

Erfahrungen auseinandersetzen müssen.

»Vielfalt unter Druck? Binationale 

Familien in der Einwanderungsgesell-

schaft« war daher folgerichtig das Thema 

unseres familienpolitischen Fachtages. 

Dr. Julian Waleciak, Mitarbeiter von 

Prof. Dr. Aladin El Mafaalani von der 

Fachhochschule Münster und Prof. Dr. 

Susanne Gerner von der Evangelischen 

Hochschule Darmstadt machten mit 

den Inputs aus ihren jeweiligen Perspek-

tiven den Aufschlag für eine intensive 

Diskussion mit Teilnehmer*innen aus 

unterschiedlichen Arbeitsfeldern. 

»Ängste formulieren, überwinden und 

tätig werden« – das Fazit dieses Tages, 

begleitete auch die Diskussionen bei der 

anschließenden Bundesdelegiertenver-

sammlung des Verbandes. Sich in der 

aktuellen Situation gesellschaftlichen 

Wandels als Verband binationaler Famili-

en zu verorten und sich über Positionen 

und Forderungen aktuell zu verständi-

gen, war dabei ein übergeordnetes Ziel.

Dass wir nach wie vor mit großen 

Herausforderungen umgehen müs-

sen, sehen Sie an den Berichten aus 

der Beratung des Verbandes, darunter 

wieder einmal der Familiennachzug, ein 

Klassiker in unserer Themenvielfalt.

Nicht nur wir als Verband sind gefordert, 

Deutschland als Einwanderungsland 

ist gefordert, sich zu positionieren, sich 

neu auszurichten, und gesellschaftliche 

Teilhabe für alle zu ermöglichen. In einer 

off enen und freiheitlichen Gesellschaft 

zu leben ist Voraussetzung für ein funkti-

onierendes interkulturelles Zusammen-

leben. Das wissen wir aus unseren 

Erfahrungen, aber wir wissen auch, dass 

dies nicht zum Null-Tarif zu bekommen 

ist. Diese Erkenntnis leitete uns bei der 

Formulierung unserer Forderungen an 

die Politiker*innen zur anstehenden 

Bundestagswahl 2017. 

Wir sind alle gefragt – lassen Sie sich 

nicht entmutigen, gehen Sie zur Wahl, 

erheben Sie Ihre Stimme und mischen 

Sie sich ein! Setzen Sie Ihr Engagement 

denjenigen entgegen, die eine vielfältige 

und off ene Gesellschaft in Frage stellen 

oder sogar ablehnen. 

Engagieren Sie sich mit uns!

Wir wünschen Ihnen und Ihren Familien 

eine gute und erholsame Zeit 

sowie eine anregende Lektüre!

Ihre 

Sidonie Fernau

Bundesvorsitzende

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend

Gefördert vom
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Vielfalt unter Druck?  – Binationale Familien 
in der Einwanderungsgesellschaft

Aktuell wird in Deutschland das Selbstverständnis zu Diff erenz und Vielfalt 

neu verhandelt und dabei der gesellschaftliche Zusammenhalt oftmals 

in Frage gestellt. 

Es scheint einiges durcheinander zu gera-

ten: An Migrant*innen werden lautstark 

Forderungen der Anpassung gerichtet, 

gleichzeitig stellt sich die Frage nach 

der inneren Sicherheit in unserem Land. 

Dies alles führt zu Verunsicherungen und 

Ängsten.

Binationale Familien kennen solche Her-

ausforderungen aus dem familiären Kon-

text. Sie beschäftigen sich in der Familie 

mit unterschiedlichen Werthaltungen und 

Positionen, stellen dabei stückweit eigene 

Werthaltungen in Frage, um sich immer 

wieder neu auszurichten und das Zu-

sammenleben gemeinsam zu gestalten. 

Auf der gesellschaftspolitischen Ebene 

geschieht aktuell etwas sehr ähnliches: 

Deutschland als Einwanderungsland 

ist gefordert, sich zu positionieren, sich 

neu auszurichten, sich mit sich selbst zu 

beschäftigen. 

Mit der Fachtagung Vielfalt unter Druck? 

haben wir ein gesellschaftspolitisch sehr 

aktuelles Thema aufgegriff en. Wir fragen 

uns, wie wir ein Mehr an Orientierung, 

ein Mehr an Handlungsmöglichkeiten 

und auch ein Mehr an Zuversicht schaff en 

können? Wie können binationale Familien 

für ihr Handeln als Familien im sozialen 

Umfeld gestärkt werden? Welche Anre-

gungen können Multiplikator*innen für 

ihre Arbeit vor Ort erhalten?

Informationen und Wissensvermittlung 

allein reichen nicht aus, um komplexe 

Themen wie Einwanderung und gesell-

schaftliche Diversität besser zu verstehen. 

Es braucht vor allem den gegenseitigen 

Austausch und Dialog. Es ist wichtig, 

darüber zu refl ektieren, wie die eigene 

Verortung und Positionierung auch eine 

gesellschaftliche Wirkung erlangen kann.  

Wie können wir als binationale Familien  

Verbündete und Kooperationspartner 

fi nden? Wie können wir  uns vor Ort – im 

losen Zusammenschluss oder als organi-

sierte Gruppe – zivilgesellschaftlich gut 

engagieren?

Input und Anregung zur Diskussion 

lieferten Dr. Julian Waleciak, Fachhoch-

schule Münster, der über das Ringen um 

ein zukunftsorientiertes Selbstverständnis 

für eine off ene und vielfältige Gesellschaft 

sprach und Prof. Dr. Susanne Gerner, 

Ev. Hochschule Darmstadt, die in ihrem 

Beitrag den Schwerpunkt auf sozialpsy-

chologische Aspekte und emotionale 

Verknüpfungen legte.

Ein zentrales Ziel der Fachtagung war es, 

miteinander ins Gespräch zu kommen, 

Fragen zu stellen, unterschiedliche Hal-

tungen miteinander zu diskutieren. Die 

Inputs der Referent*innen sollten dabei  

weniger endgültige wissenschaftliche 

Antworten liefern, sondern vielmehr The-

men fokussieren und zu weiteren Fragen 

und Diskussionen anregen. Die Gelegen-

heit eines gezielten Austausches wurde 

intensiv genutzt. 

Vielfalt bedeutet für mich,

 einen mehrsprachigen Alltag haben.

Maria

Vielfalt bedeutet für mich,

viele Individuen, die ein getrenntes Bewusstsein 

haben und willkürliche Entscheidungen treff en.

Daniel

Vielfalt bedeutet für mich,

Vielfältigkeit im Sinne von Kultur, Geschlecht, 

(sexuelle) Identität Sexualität, Religion … 

Patricia

Vielfalt bedeutet für mich,

die Möglichkeit verschiedene Per-

spektiven und Ansichten zu erfahren, 

sich darüber auszutauschen und sich 

dadurch weiterzuentwickeln. 

Lisa
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Vielfalt bedeutet für mich,

Unterschiede in den Menschen zu erkennen 

ohne den einen über den anderen zu stellen.

Marie

Vielfalt bedeutet für mich,

sich immer wieder neu orientieren, 

nicht stillstehen und eigene Hand-

lungsspielräume erweitern

Miriam

Vielfalt bedeutet für mich,

ein Miteinander, ein Füreinander, und 

dass keine Ausgrenzung stattfi ndet 

Herta

Vielfalt bedeutet für mich,

mehr Meinungen, mehr Interessen, 

Reichhaltigkeit. Vielfalt begeistert 

mich und ist mir sehr wichtig. 

Nino

Vielfalt bedeutet für mich,

die Möglichkeit Dinge zu lernen, den Horizont 

zu erweitern und sich frei dem hinzugeben 

was und wer man sein möchte. 

Sarah

Vielfalt bedeutet für mich,

jeden Tag vielfältige Entscheidungs-

möglichkeiten zu haben. 

Swenja

Vielfalt bedeutet für mich,

das Leben mit all seinen Facetten zu lieben.

Leyla

Vielfalt bedeutet für mich,

Alltag, Normalität. 

Mehmet



Was ist die off ene Gesellschaft? 

Der Begriff  die »off ene Gesellschaft« geht 

maßgeblich auf Karl Popper zurück. In 

seinem 1934 erschienenem Werk »die 

Logik der Forschung« beschreibt er die 

erkenntnistheoretischen Grundlagen, die 

später das Fundament für seine politi-

sche Theorie über die off ene Gesellschaft 

vorbereiten.

Der kritische Rationalismus

Der kritische Rationalismus, wie Popper 

seine wissenschaftstheoretische Kritik an 

sämtlichen Dogmatismen und Ideologien 

nennt, wendet sich dezidiert gegen die 

szientistische Vorstellung, man könne 

Theorien objektiv beweisen. Zur Veran-

schaulichung seiner Überlegungen, nennt 

Popper u.a. die kopernikanische Wende 

und die Ablösung der Newtonschen 

Gravitationstheorie durch die Einstein-

sche Relativitätstheorie. Obwohl Newtons 

Theorie durch viele Experimente immer 

wieder bestätigt wurde, stellte sie sich 

am Ende als unzulänglich heraus. Popper 

zieht daraus den Schluss, dass wir uns 

nie sicher sein können ob wir die abso-

lute Wahrheit erreicht haben. Er wackelt 

damit am Primat der wissenschaftlichen 

Gewissheit. Das heißt aber nicht, dass wir 

überhaupt nichts wissen können. 

Wir können zwar Theorien nicht bewei-

sen, wir können sie aber falsifi zieren, d.h. 

widerlegen. Durch beständige Kritik an 

Theorien, können wir durch Versuch und 

Irrtum der Wahrheit ein stückweit näher 

kommen. Somit entwickeln wir stärkere, 

belastbare Theorien.

Poppers Logik der Forschung zeichnet 

sich durch alltäglichen Pragmatismus aus. 

Er wollte nicht nur eine Erkenntnistheorie 

begründen sondern auch einen Weg für  

praktische Denk- und Lebenseinstellun-

gen anbieten. Diese bestehen aus der An-

nahme, dass jeder Mensch sich irren kann 

(Fallibilismus). Daher sollte man stets 

davon ausgehen, dass die eigene Position 

auf Fehlannahmen beruhen kann und das 

Gegenüber unter Umständen Recht hat. 

Zusammen, kooperierend, kann man der 

Wahrheit näher kommen. Dementspre-

chend sollte man sein Ego weitestgehend 

überwinden und stattdessen ein Mehr an 

Fehlerfreundlichkeit bei sich selber aber 

auch bei anderen entwickeln.
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Dr. Julian Waleciak 

Einwanderungsgesellschaft am Wendepunkt?  
Ringen um ein zukunftsorientiertes Selbstverständnis 

für eine offene und vielfältige Gesellschaft

Dr. Julian Waleciak

Studium:  Soziale Arbeit, 

Politikwissenschaft und 

Philosophie

Praxis: Sozialpädagogische Migra-

tionsarbeit, Stabsstelle für 

Inte gra tion, Witten

Lehrauftrag: Fachbereich Sozial-

wesen, Fachhochschule Münster 

und Institut für Gesellschaft 

und Digitales (GUD) Münster

Schwerpunkte: 

Diskriminierungs- und 

Migrationsforschung

Veröff entlichungen u.a. in

•  »Rassismuskritik und Widerstands-

formen«

• »Handbuch Diskriminierung«

• »Salafi smus und Dschihadismus

 in Deutschland«

• »Methoden der Migrations-

forschung« 

Kontakt:

julian.waleciak@fh-muenster.de
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Die Feinde der off enen Gesellschaft

Die Ausarbeitungen zu der off enen 

Gesellschaft und ihrer Feinde bauen 

konsekutiv auf Poppers Erkenntnistheorie 

auf. Auch bei politischen Ideen sollte man 

beachten, dass man nie Gewissheit über 

eine angeblich unumstößliche Wahrheit 

haben kann. Positionen, die von einer ab-

soluten Wahrheit ausgehen, nennt Popper 

geschlossene Systeme. 

Geschlossene Systeme in Form von z.B. 

faschistischen, nationalsozialistischen, 

diktatorisch kommunistischen und 

theokratischen Ideologien sind die Feinde 

der off enen Gesellschaft. Sie gehen von 

einem Historizismus aus, der ein not-

wendiges Endziel (z.B. die klassenfreie 

Gesellschaft als Utopie) als logische und 

unabwendbare Konsequenz menschlicher 

Entwicklung hat. Damit sprechen sie dem 

Individuum den freien Willen (sich für 

Alternativen zu entscheiden) ab und neh-

men ihm das Verantwortungsbewusstsein 

für seine eigenen Taten. Dementspre-

chend können für das größere Wohl, das 

notwendige Endziel, auch Gräuel taten 

begangen werden (der Zweck heiligt 

die Mittel). Nach Popper verfügen diese 

»falschen Propheten« über einen unzu-

länglichen Wahrheitsanspruch, der anstatt 

dem versprochenen Paradies auf Erden, 

stets die Hölle auf Erden kreiert. 

Die off ene Gesellschaft

Dem gegenüber stellt Popper die off ene 

Gesellschaft. Sie ist keine Utopie. Die 

off ene Gesellschaft ist eine Demokratie 

liberaler Prägung, welche auf normative 

Vorgaben verzichtet. Die Bereiche Moral 

und Religion und sogar die Wissen-

schaft dürfen ihr nicht als ideologische 

Stütze dienen. Kritik und Vielfalt sind in 

der off enen Gesellschaft institutionell 

abgesichert. Sie geht davon aus, dass der 

Mensch und sein Wissen stets fehlbar 

(Fallibilismus) sind. Die Gesellschaft muss 

dementsprechend so konstituiert sein, 

dass Machtbereiche begrenzt werden und 

unfähige Machthaber friedlich abwählbar 

sind. Die Off enheit der off enen Gesell-

schaft ist nur in einem Sinne absolut zu 

verstehen: in dem geschichtlichen. Denn 

sie hat kein Endziel. Sie ist von dem freien 

Willen und Verantwortungsbewusstsein 

der Mitglieder der off enen Gesellschaft 

abhängig.

Im Sinne real existierender Grenzen (und 

Grenzen in Köpfen) ist Off enheit und 

Geschlossenheit allerdings nicht absolut 

zu verstehen. 

 

Der seit Hobbes und Locke anhaltende 

Siegeszug des Liberalismus drängte die 

Tendenz stark in Richtung Off enheit. 

Das zeigt sich einerseits an der inneren 

Off enheit (gesellschaftliche Durchläs-

sigkeit) durch verbesserte Inklusions-/

Integrationsmaßnahmen, Diskriminie-

rungskritik, Öff nung der Institutionen und 

an der äußeren Off enheit (internationale 

Durchlässigkeit), hauptsächlich verkörpert 

durch die Globalisierung.

Gesellschaften benötigen 

eine Balance zwischen

Off enheit Geschlossenheit

Innere Off enheit
–   die Öff nung von Institutionen,
–   Diskriminierungskritik,
–   Versuch der Gleichstellung,
–   Optionenvielfalt etc.

Äußere Off enheit
–   die Produktion (Outsourcing),
–   der Handel,
–   das Geldsystem,
–   die Kommunikation etc.
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Es lässt sich prinzipiell sagen: 

»…der Migrant ist die Personifi zierung 

der Off enheit von Gesellschaften. Durch 

ihr Gelingen wird der Migrant sichtbar(er) 

und zwar nach innen (z.B. durch Integra-

tion, Bemühung, verbesserte Teilhabe) als 

auch nach außen (z.B. Erfolg im Handel, 

freiwillige und unfreiwillige Migration)« 

(vgl. El-Mafaalani, Aladin: »Migrationssen-

sibilität: Zum Umgang mit Globalität vor 

Ort«, 2017, o. S., noch unveröff entlicht).

Warum gerät die off ene Gesellschaft 

unter Druck?

Kernthese: Die Gegenbewegungen und 

ihre Schließungsprozesse haben nichts 

damit zu tun, dass die off ene Gesellschaft 

nicht funktioniert sondern weil sie funk-

tioniert. 

»Ausgerechnet der Erfolg verursacht die 

Gegenbewegungen in Form von Schlie-

ßungsprozessen«.

Die off ene Gesellschaft bringt mehrere 

paradoxe Eff ekte hervor:

1. Äußere Off enheit (Globalisierung, 

Welthandel etc.) führt dazu, dass die 

westlichen Staaten immer wichtiger 

werden und gleichzeitig an Bedeutung 

verlieren. Wichtiger wird der Westen 

als Symbol, als liberaler Lebensstil. 

Dazu muss erwähnt werden, dass der 

westlich, liberale Lebensstil zwar in der 

Genese westlich ist aber schon von 

Anfang an universell angelegt war. 

Dadurch ergeben sich viele Anknüp-

fungspunkte. Gleichzeitig verlieren die 

westlichen Staaten an weltpolitischer 

Dominanz. Die Macht-Schere zwischen 

den Staaten schrumpft, die Lebenser-

wartung steigt, der Welthunger nimmt 

ab, die absolute Armut ebenfalls. Die 

westlichen Staaten können unter 

anderem dadurch ihren Willen auf 

internationalem Parkett nicht mehr 

bedingungslos durchsetzen.

2. Innere Off enheit (gelungene Integra-

tion, rechtlich verbriefte Antidiskri-

minierung etc.) führt zu mehr ge-

sellschaftlicher Teilhabe und erhöht 

gerade dadurch das Konfl iktpotential. 

Als Beispiel ist ein Befund aus der 

Diskriminierungsforschung zu nennen: 

Trotz erhöhter objektiver Teilhabechan-

cen nimmt die Wahrnehmung von 

Diskriminierung eher zu als ab. Staaten 

mit besonders vielen rechtlich verbrief-

ten Antidiskriminierungsrichtlinien und 

Maßnahmen, weisen ein erhöhtes Maß 

an gemeldeten Diskriminierungsfällen 

auf. Staaten, die weitestgehend auf sol-

che Bestrebungen verzichten, dagegen 

nicht. 

Dieser kontraintuitive Befund lässt sich 

aber aufl ösen: das Versprechen pro-

gressiver Aufwärtsmobilität lässt die 

Erwartungen schneller steigen als die 

Realität hinterher kommt. Wahrneh-

mung von Diskriminierung ist also die 

erlebte Diskrepanz zwischen Teilhabe-/

Zugehörigkeitsanspruch auf der einen 

und erlebter Wirklichkeit auf der an-

deren Seite. Die Schlussfolgerung: die 

erhöhte Wahrnehmung von Diskrimi-

nierung ist ein positiver Indikator für 

Erfolge von diskriminierungskritischen 

Strategien.

Die liberalen Demokratien haben also das 

geschaff t, was sie erreichen wollten: 

Das WIR ist enorm gewachsen. Mehr Men-

schen denn je »gehören dazu«. Ein Ringen 

um endliche Ressourcen (Güter, Jobs, 

Anerkennung, Macht etc.) ist die Folge.

Die innere Off enheit (Gleichstellung von 

Personengruppen) sowie die äußere 

Off enheit (Angleichung von Staaten) be-

gründen den (Gegen)Druck auf die off ene 

Gesellschaft.
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Metaphorisch: Mehr Menschen 

wollen ein Stück vom Kuchen

Sie wollen nicht nur in der Nähe des 

Kuchens sein sondern…

» am Tisch sitzen,

» eine gute Position am Tisch einneh-

men,

» ein Stück vom Kuchen haben,

» mitentscheiden welcher Kuchen 

bestellt wird.

Und umso weiter der Prozess voranschrei-

tet, desto mehr Menschen wird es geben, 

die entscheiden wollen, welcher Kuchen 

auf den Tisch kommt. 

Fazit:

Dass die Schließungsprozesse nur aus 

immanenten Krisen stammen, lässt sich 

also nicht bestätigen. Im Gegenteil: 

vieles verbessert sich, national wie auch 

international. Vielleicht geht es also gar 

nicht so sehr um die Faktenlage, sondern 

vielmehr um die aktuellen politischen 

Stimmungen.

Dagegen zu steuern ist unglaublich 

schwer und hat bisher nirgendwo um-

fassend funktioniert. 

Vielleicht ist die bessere Alternative für

etwas einzustehen, anstatt gegen etwas 

anzugehen. Anstatt Gegendruck aufzu-

bauen, können Menschen unter Umstän-

den eher durch eine positive Sogwirkung 

von der off enen Gesellschaft überzeugt 

werden.

V I E L FA LT  U N T E R  D R U C K    |
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Vielen Dank für die Einladung, der ich sehr gerne nachgekommen bin.  

Vielfalt unter Druck: Sie haben sich damit ein gesellschaftlich dringliches Thema 

auf die Agenda gesetzt bzw. führen Ihre Auseinandersetzungen damit fort. Denn 

der Verband binationaler Familien und Partnerschaften hat ja auch in der Vergan-

genheit vielfältige zivilgesellschaftliche Beiträge in die Diskussion eingebracht, 

wie sich unsere Gesellschaft als Einwanderungsgesellschaft weiter entwickeln 

kann. Was ist es daran anknüpfend heute, das eine neue Selbstvergewisserung 

nahelegt? Woher kommt der »Druck«? 

Verstärkt in Konkurrenz geraten die Idee 

und das Leitbild einer pluralen Gesell-

schaft mit autoritären Bewegungen, die 

in ihren Gesellschaftsentwürfen Migrati-

on, Gleichheit und Vielfalt ablehnen. Die 

Verankerung der »neuen Rechten« in den 

Länderparlamenten und vor allem auf 

der europäischen und internationalen 

politischen Bühne führt ganz real zu einer 

erhöhten politischen und gesellschaftli-

chen Präsenz antipluralistischer Ideolo-

gien, die auf eine ethnische Schließung 

von Nationalstaaten, Verhinderung von 

Einwanderung, Ausschluss des Islams und 

die Ablehnung einer multikulturellen Ge-

sellschaft bis hin zur Ablehnung universel-

ler Menschenrechte abzielen. 

 Man kann die gesellschaftliche Akzeptanz 

von antipluralistischen Ideen also nicht 

mehr reduzieren auf eine kleine Gruppe 

von radikalisierten Heranwachsenden 

oder gesellschaftlich marginalisierten 

Randgruppen, sondern muss von einer 

breiteren gesellschaftlichen Akzeptanz 

ausgehen. Hier zeigen sich also gesell-

schaftliche Konfl ikte, die off ensichtlich da 

sind und für die man sich interessieren 

muss. 

Konstatiert wird außerdem eine deutliche 

Zunahme rassistischer Gewalt. 2 

Vor allem angesichts unverhohlen aggres-

siver Äußerungen und Ausschreitungen, 

die sich auch in aller Öff entlichkeit gegen 

Migrantinnen und Migranten, Gefl üch-

tete oder auch zivilgesellschaftliche 

Akteur*innen richten, stellen sich Fragen: 

Wie kann es dazu kommen? Welche 

Wirkungen werden dadurch erzeugt? 

Und natürlich: Wie kann dem begegnet 

werden?

Der Erzeugung von Verunsicherung, 

Angst sowie von gefühlter und realer Be-

drohungen gerade im öff entlichen Raum 

– der in einer pluralen, demokratischen 

Gesellschaft ja allen gehört – gebührt hier 

eine besondere, hervorgehobene Auf-

merksamkeit. Denn der öff entliche Raum 

ist ja auch der Bereich der Repräsentation, 

an dem Anerkennungspolitiken und 

gesellschaftliche Auseinandersetzungen 

um die Aneignungsformen, Lebensent-

würfe, politische und religiöse Orientie-

rungen, Zugehörigkeiten, Besitzstände, 

Zugänge der gesellschaftlichen Teilhabe 

usw. sichtbar ausgetragen werden. Der öf-

fentliche Raum ist zudem die Sphäre der 

gesellschaftlichen Verwund- und Verletz-

barkeit, an dem Macht und Überlegenheit 

demonstriert, Unsicherheit und Angst 

gezielt erzeugt werden können. 

Ausgangspunkt meiner Überlegungen 

für den Beitrag zu Ihrer Tagung waren 

daher folgende Fragen: Was erzeugt im 

Kontext der »unter Druck« geratenen 

off enen, pluralen Migrationsgesellschaft 

aktuell Gefühle der Beunruhigung und 

Bedrohung? Welche Fokussierungen und 

Blindstellen oder auch Abwehrmecha-

nismen kommen hier auf der Ebene des 

Subjekts zum Tragen?

Besonders hat mich daran die Frage be-

schäftigt, welche Herausforderungen sich 

gerade dann stellen, wenn man im Feld 

der Vielfalt quasi beheimatet ist und lebt, 

dieses bewusst bearbeitet und sich an der 

1  Bei der Bearbeitung für die Dokumentation habe ich zugunsten der Fokussierung Kürzungen und 

Ergänzungen vorgenommen. Die im Vortrag dargestellten Ergebnisse der von Karin Scherschel mit 

gewerkschaftsnahen Akteur*innen geführten Gruppendiskussionen wurden herausgenommen. 

Das Erkenntnisinteresse richtete sich hier auf die Frage, in welcher Weise rassistische Abwertun-

gen mit explizit aufklärerischen und emanzipatorischen Zielen verschränkt sein können und wie 

rassistische Konstruktionen des ethnisch Anderen mit Ansprüchen der Egalität und Toleranz in den 

Äußerungen der Teilnehmer*innen situativ verbunden werden. Ich verweise an dieser Stelle auf die 

entsprechende Publikation (Scherschel 2011).

  2 Vgl. Bspw. die jüngst veröff entlichte Jahresstatistik des Verbands der Beratungsstellen für Betroff ene 

rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt e. V. (VBRG). Online unter: https://raa-sachsen.de/

statistik-detail/jahresstatistik-verband-der-beratungsstellen-2016.html [Abruf vom 03.07.2017]

3  Der knapp 40-seitige Text wurde in ihrem Buch »Gegen den Hass« (2016) veröff entlicht. Er steht unter 

der Überschrift »Hass und Missachtung Teil 1: Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit (Clausnitz)« 

und im zweiten Kapitel des Buches, in dem sich die Autorin anhand zweier Fallanalysen mit der 

Entstehung von Rassismus, Fanatismus und Hass gegen Angehörige von Minderheitengruppen aus-

einandersetzt.   

Prof. Dr. Susanne Gerner 

Sich neu orientieren und verorten 
Herausforderungen und Möglichkeiten im alltäglichen Zusammenleben1
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Seite oder auch unter denjenigen sieht, 

die als »Andere« in einer Minderheitenpo- 

sition besonders verletzbar sind. Welche 

an Diff erenz und Andersheit gekoppelten 

psychosozialen Mechanismen könnten 

hier der eigenen Intention vielleicht auch 

zuwiderlaufen? Wie kann der Korridor 

zwischen unvermeidlicher Verstrickung, 

Refl exion und Handeln hier genauer 

ausgeleuchtet und so idealer Weise ein 

»Mehr an Handlungsmöglichkeiten« für 

das Zusammenleben im Alltag – oder 

auch die pädagogische Arbeit – fruchtbar 

gemacht werden. Diesen Fragen nähere 

ich mich anhand eines Textes, der mich 

im Zuge der Vorbereitungen des Vortrags 

immer wieder beschäftigt hat.

»Hass und Missachtung«: Herausforde-

rungen der refl exiven Bearbeitung von 

Diff erenz und Andersheit  

Im Folgenden beziehe ich mich auf den 

im letzten Jahr veröff entlichten Text der 

Journalistin und Publizistin Carolin Emcke, 

in dem sie Videosequenzen analysiert, 

die Anfang 2016 in rechten Foren im Netz 

veröff entlicht wurden .3 Die gefi lmten 

Szenen ereigneten sich im Februar 2016 

im sächsischen Clausnitz und sorgten für 

breite gesellschaftliche Empörung. Rund 

100 (nach Angaben der Polizei) aufge-

brachte, v. a. männliche Protestierer ver-

suchten, die Ankunft der Bewohner*innen 

einer neuen Flüchtlingsunterkunft zu ver-

hindern. Sie umringten den eintreff enden 

Bus und skandierten laut unter anderem 

»Wir sind das Volk«. Erst nach Stunden 

konnten die gefl üchteten Männer, Frauen 

und Kinder zu ihrer Unterkunft gebracht 

werden. Die Rolle der anwesenden Polizei 

sorgte im Nachhinein ebenfalls für 

Aufsehen, weil sie die Gefl üchteten nicht 

angemessen schützend aus dem Bus ge-

leitete und den aggressiven Protest nicht 

unterband. (Dies als kurze Zusammenfas-

sung des Hergangs, wie er der Presse zu 

entnehmen war.)    

In ihrer Reportage betrachtet und ana-

lysiert die Autorin die Videos und Bildse-

quenzen und sie verknüpft ihre Analysen 

mit vielfältigen theoretischen Referenzen 

zur Frage nach der Entstehung eines sol-

chermaßen sichtbar enthemmten Hasses 

der als Kollektiv aggressiv auftretenden 

Gruppe (der den Bus Umringenden) 

auf eine in der Situation vergleichswei-

se schutz- und wehrlosen Gruppe von 

Menschen (den Gefl üchteten). Die Rolle 

der den Bus umstehenden Akteur*innen 

untersucht Ehmke als unterschiedlich 

involvierte Personengruppen: die ag-

gressiv und laustrakt Skandierenden, das 

zuschauende Publikum und die Polizei-

beamten. 
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Der gesamte Text hat mich als Leserin 

beeindruckt. Die Autorin unternimmt 

hier den Versuch, möglichst genau zu 

analysieren, was zu sehen ist und vor sich 

geht, und zwar ohne sich – trotz allen 

Entsetzens – zu pauschalen Abwertungen 

und Verurteilungen hinreißen zu lassen. 

Beim Lesen war ich stellenweise aber auch 

irritiert und bin innerlich in Opposition 

gegangen. Der Impuls – aller Ehrfurcht 

gegenüber dem Text zum Trotz – diesen 

Eindruck ernst zu nehmen und der dif-

fusen Unstimmigkeit nachzugehen, hat 

sicher dazu geführt, dass der Gegenstand 

schließlich im Vortrag gelandet ist. Aber 

warum? Was stimmt hier nicht? Und was 

hat das mit Ihrer Tagung zu tun? Eine 

Annäherung an die Fragen erfolgt anhand 

der Betrachtung der Einstiegssequenzen 

des Textes.

»Was sehen sie nur? Was sehen sie anders 

als ich?« (Ehmke 2016, S.45) Mit diesen 

Fragen stellt die Autorin ihre eigene Irrita-

tion und Befremdung an den Anfang des 

Textes. Damit nimmt sie gleichzeitig eine 

Distanzierung und Diff erenzsetzung vor: 

»Sie«, die Anderen, sehen etwas, was sie 

selbst nicht in der Lage ist, zu sehen. Und 

»Sie«, die Anderen, sehen »etwas anders« 

als sie selbst. Wer sind die Anderen? Und: 

Warum wird diese Diff erenz markiert? 

Weiter geht es so: »Das Video ist kurz. Zu 

kurz vielleicht. Es lässt sich wieder und 

wieder anschauen und ist doch nicht zu 

verstehen.« (ebd.) Von diesem Video muss 

eine fesselnde Wirkung ausgehen; immer 

wieder wird es betrachtet. Es birgt ein Rät-

sel, das sich einer Aufl ösung hartnäckig 

sperrt. Was die erwähnten Anderen sehen, 

bleibt verborgen und im Bereich des 

Spekulativen. Das ist nicht verwunderlich. 

Denn gefragt werden können sie nicht. Es 

gibt sie bislang lediglich in der subjekti-

ven Betrachtung der medialen Aufzeich-

nung des Ereignisses. Der Refl exionspro-

zess und die Ins-Verhältnis-Setzung zu 

den Anderen vollziehen sich als innerer 

Dialog des sie im Video betrachtenden 

Subjekts mit sich selbst.

Die Konstellation ist also kompliziert: Die 

Betrachterin schaut am Bildschirm zu, wie 

im Video Andere auf andere Andere (die 

Gefl üchteten) schauen. Wie sieht wer auf 

wen? Was zeigt sich wem, was verbirgt 

sich? Gemäß dieser Dramaturgie ist der 

Text mit folgendem Zitat überschrieben: 

»Monstrosität und Unsichtbarkeit sind 

zwei Unterarten des Anderen«4 . 

Die Kategorie des »Anderen« wird als 

Gegegenstand eines erkennenden Sehens 

theoretisch bestimmt. In der einen »Art« 

als etwas, das sich durch »Monstrosität« 

unübersehbar aufdrängt, in der anderen 

entzieht es sich durch »Unsichtbarkeit«. 

In welchem Verhältnis stehen hier die ver-

schiedenen Arten und Weisen des Sehens 

und Erkennens mit den verschiedenen 

Arten und Weisen des Sich-Zeigens oder 

Verbergens? Auch darum kreist der Text. 

»Dunkelheit umrahmt die Szene wie ein 

Mantel, in der Mitte als zentrale Licht-

quelle der grün-gelbe Schriftzug ›Reise-

genuss‹…« (ebd.). So beginnt dann die 

Betrachtung der einzelnen Videosequen-

zen. Die Beschreibungen der Videoszenen 

erzeugen beim Lesen insgesamt einen 

starken sinnlichen Eindruck. Wie das Ich 

vor dem Bildschirm möchte man alles 

genau erfassen – d.h. auch nah rankom-

men. Gleichzeitig sorgt die Autorin v.a. 

durch ihre theoretischen Referenzen und 

Anmerkungen in den Fußnoten immer 

wieder dafür, dass Distanz hergestellt 

wird. In der Gemengelage von szenischer 

Gebanntheit, Empathie für die Opfer, Ent-

setzen über die Verrohung »Meute«5 be-

hält sie so den forschend-refl exiven Blick 

aufrecht. Für die Frage nach den »Fallstri-

cken« der Bearbeitung von Diff erenz sind 

m. E. neben dieser Art der Regulierung 

von Nähe und Distanz zum Geschehen 

die Textstellen interessant, in denen im 

Verhältnis zum Anderen – so kommt es 

mir vor – etwas auf Abstand gebracht 

werden muss, was zu einem selbst nicht 

gehören darf. 

Dazu auch folgende Textstelle: 

»Was sehen sie? Die da draußen stehen 

und brüllen? Das Video von Clausnitz ist 

viel debattiert und kommentiert worden. 

Fast alle waren entsetzt und empört. Es 

wurde von »Schande« gesprochen und 

von »Mob« und die meisten versuchten 

sich sprechend und schreibend von der 

Szene zu distanzieren. Mich hat sie zu-

nächst einmal erstaunt. Vor dem Entset-

zen lag Unverständnis.« (ebd., S. 47)

Wie eingangs wird auch hier eine Diff e-

renz-Setzung und Distanzierung vorge-

4  Es handelt sich um ein Zitat von Elaine Scarry (1993) aus dem Aufsatz »Das schwierige Bild der Anderen«. 

In: Balke Friedrich et al.: Schwierige Fremdheit. Frankfurt a.M.  

5 Vgl. Fußnote 13, S. 222.



nommen. »Fast alle« oder doch zumindest 

»die meisten« sind hier die Anderen, die 

ihre Empörung und das eigene Entsetzen 

ungebremst ausagieren. Ähnlich unver-

hohlen scheinen sie dem skandierenden 

»Mob« entgegen zu brüllen: Schämt euch, 

ihr seid nicht das Volk. Ihr seid der Mob! 

Diese Mehrheit ist den »da draußen« 

Skandierenden also sehr ähnlich. Warum 

ist es jedoch wichtig, klarzustellen, dass 

man selbst nicht so ist, wie diese Mehr-

heit? 

Und: »Erstaunen, nicht Entsetzen« – was 

bedeutet das? Kann Staunen wirklich die 

erste Reaktion – noch vor dem Entsetzen 

– sein? Ist das möglich? Warum müssen 

die Bilder dann immer wieder angeschaut 

werden?

Ich kann Emckes Text hier nicht zusam-

menfassen, sondern ihnen das Buch 

lediglich ans Herz legen. Die Analysen bie-

ten jedenfalls reichlich Stoff , um über die 

Verstrickungspotenziale im Umgang mit 

Diff erenz und Andersheit weiter nach-

zudenken. Vielleicht können an diesem 

Text stellenweise aber auch gerade solche 

(unbewusste) »Techniken des Aus- und 

Überblendens« (vgl. S. 47) nachvollzo-

gen werden, die in den eigenen Selbst-

erkenntnisprozessen genau das zum 

Verschwinden bringen können, was einen 

mit dem bedrohlichen, monströsen Ande-

ren auf Augenhöhe – und damit in einen 

inneren, vielleicht sogar intersubjektiven 

Dialog bringen könnte? 

Dann komme ich 

zu einem ganz kurzen Fazit:

Wenn wir im Spiegel des Anderen immer 

wieder schwierige Anteile von uns selbst 

erkennen, dann müssen wir immer damit 

rechnen, den Anderen unserem verzer-

renden Blick unterwerfen zu wollen. 

Diesen Mechanismus anzuerkennen, ist 

vermutlich eine der größten Herausforde-

rungen für das Zusammenleben in einer 

pluralen Gesellschaft. Sich dies immer 

wieder bewusst zu machen, könnte 

gleichzeitig ein produktiver Ausgangs-

punkt sein, um im Umgang mit dem und 

den Anderen immer wieder Gleichran-

gigkeit herstellen und mit Interesse und 

Off enheit für Dialog aufeinander zugehen 

zu können.

Quellen:

Emcke, Carolin (2016): 

Gegen den Hass. 

Frankfurt a.M.: S. Fischer.

Benjamin, Jessica (2002): 

Der Schatten des Anderen. Intersubjekti-

vität, Gender, Psychoanalyse. 

Frankfurt a.M.: Stroemfeld/Nexus.
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Ängste formulieren, überwinden und tätig werden 
Unter dieser Überschrift lassen sich die Ergebnisse aus den Dialogforen zusammenfassen 

In allen Dialogforen lassen sich übereinstimmende Formulierungen fi nden 

über die Einschätzung der aktuellen gesellschaftlichen Situation.

» Sowohl im persönlichen als auch im 

gesellschaftlichen Umfeld ist deutlich 

spürbar, dass über Zuwanderung heute 

sehr emotional und aufgeregt disku-

tiert wird.

» Die Hemmschwelle, andere zu diskrimi-

nieren und auszugrenzen, sinkt stetig. 

» Es besteht eine diff use Angst vor einer 

Spaltung der Gesellschaft, vor einem 

Auseinandertriften von Gegnern und 

Befürwortern von Zuwanderung.

» Binationale und eingewanderte 

Familien müssen sich zunehmend mit 

rassistischen Erfahrungen auseinander-

setzen.

» Migrant*innen erleben häufi g, dass ihre 

Zugehörigkeit zur Gesellschaft in Frage 

gestellt wird. 

» Die Gruppe der Zugewanderten wird 

als gespalten wahrgenommen. Ange-

sichts der aktuellen Zuwanderung von 

Gefl üchteten befürchten bereits länger 

hier lebende Zugewanderte, dass sie 

das wieder verlieren, was sie in einem 

langen Integrationsprozess erreicht 

haben.

» Der öff entliche Diskurs über Zuwan-

derung hat sich gewandelt. Von dem 

euphorischen »Wir schaff en das!« ist 

man wieder bei der problembeladenen 

Berichterstattung angekommen.

» Zuwanderung wird mit Flucht gleich-

gesetzt, Integration auf Probleme 

reduziert. Auch allgemeine Phänome-

ne wie Gewalt in der Familie werden 

wieder zunehmend kulturalisiert, d.h. 

die Gründe dafür in kulturellen Traditi-

onen oder religiösen Überzeugungen 

gesucht. Es vergeht kein Tag, an dem 

nicht über Gewalt im Zusammenhang 

mit Zuwanderung berichtet wird. Wir 

hören von Übergriff en auf Flüchtlinge, 

Schlägereien rivalisierender Gruppen 

oder es geht um die Angst vor islamisti-

schen Anschlägen.

Garantieren strengere gesetzliche 

Regelungen mehr Sicherheit? 

Es wurde über eine Ausweitung der 

Video überwachung auf öff entlichen 

Plätzen diskutiert und sich für mehr 

Polizeipräsenz auf der Straße ausgespro-

chen, weil dies als präventive Maßnah-

me gegen Gewalt gesehen wird. Die 

Teilnehmer*innen sprachen sich jedoch 

gegen verschärfte Gesetze aus und for-

derten vor allem professionelle Reaktio-

nen der Polizei in kritischen Situationen 

und mehr Wahrheit und Aufrichtigkeit 

von politischer Seite. 
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Es wurde gefordert …

» ein umfassendes Einwanderungs-

gesetz, das unter Einbeziehung der 

Zivilgesellschaft, einschließlich der 

Migrant*innen zu erarbeiten ist.

» die grundsätzliche Anerkennung von 

Mehrstaatigkeit bei der Einbürgerung. 

Sie wird als ein wichtiges Symbol für 

Respekt und Zugehörigkeit angesehen. 

» das Asylrecht nicht weiter einzu-

schränken. 

Es ist wichtig, sich über gemeinsame Wer-

te für den gesellschaftlichen Zusammen-

halt immer wieder zu verständigen und 

eine eigene Positionierung vorzunehmen. 

»Wir müssen nicht nur sagen, was wir 

nicht wollen, sondern vor allem wofür wir 

eintreten«. Über Werte zu sprechen und 

über ihre Konsequenzen im gesellschaftli-

chen und politischen Handeln zu streiten 

ist ebenso wichtig, wie sich bewusst zu 

machen, dass die Verfassung unsere Basis 

bildet, dass man sich für das Gemeinwohl 

engagieren muss und dass politische 

Teilhabe und demokratische Spielregeln 

dazugehören. Gleichzeitig wird von allen 

Mitgliedern der Gesellschaft eine Konfl ikt-

bereitschaft gefordert, um den gesell-

schaftlichen Wandel mit zu gestalten.

Es wurde bekräftigt, dass der Verband 

auch zukünftig selbstbewusst mit dem 

Grundgesetz umgehen und immer wieder 

die Einhaltung der Grund- und Menschen-

rechte einfordern sollte.

Wie wird die Verantwortung 

der Medien eingeschätzt?

Es wurde sehr kontrovers diskutiert, ob 

die Medien in ihrer Berichterstattung 

und Handlungskompetenz noch die 

Verantwortung für eine demokratische 

Gesellschaft übernehmen oder nicht. 

Selbst bei bisher renommierten bzw. seri-

ösen Printmedien wird durch unsaubere 

Recherchen oder dem Zurückhalten von 

Informationen (bspw. zu den Geschehnis-

sen in der Silvesternacht 2015/16 in Köln) 

diese Verantwortung in Frage gestellt.

Eine noch größere Verunsicherung besteht 

im Umgang mit den sozialen Medien 

wie Facebook oder Twitter. Hier erleben 

viele, dass Angst und Hysterie potenziert 

werden. Die Geschwindigkeit der Kommu-

nikation und die spezifi sche Kommunikati-

onsform (Zeichen, verkürzte Texte etc.) sind 

nicht nur für ältere politisch Aktive eine 

Herausforderung. Festgehalten wurde aber 

auch, dass es wichtig sei, seine demokrati-

sche Haltung und seine politische Über-

zeugung einer machbaren Gesellschaft 

in Vielfalt eine Stimme in den Medien zu 

geben und nicht zu einer stillen Mehrheit 

zu werden. Sachliche Gegenkommentare 

in Facebook sind hier wichtig und auch die 

klassischen Leserbriefe haben weiterhin 

eine wichtige Funktion.

Das Webvideo-Projekt FakeFilter vermit-

telt Orientierungswissen zum Umgang 

mit Infos und Falschmeldungen im Netz. 

www.fakefi lter.de/?pk_campaign=

nl2017-07-12&pk_kwd=895cd3

Quelle: Bundeszentrale für politische 

Bildung
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Sind wir zu einer Angst-Gesellschaft 

mutiert?

Die Teilnehmer*innen sprachen sich dafür 

aus, dass eine zunehmende Verunsiche-

rung in der Gesellschaft spürbar ist. Die 

Liste der Situationen und Anlässe, die in 

der aktuellen gesellschaftlichen Situation 

und der Diskussion um Zuwanderung 

Verunsicherung und Angst auslösen, ist 

lang und vielschichtig:

» Angst vor Anschlägen und gewalttäti-

gen Übergriff en,

» Angst vor einem Rechtsruck in der 

Gesellschaft und dem Erstarken patri-

archaler Strukturen,

» Angst vor ungerechter Behandlung 

und Benachteiligung,

» Angst, abgeschoben zu werden, weil 

der Aufenthaltsstatus unsicher ist, 

» Angst vor bestimmten Personen und 

Politikern, z.B. »Donald Trump«,

» Angst, dass Klischees reaktiviert 

werden, Polarisierungen und Alltags-

rassismus zunehmen,

» Angst davor, dass Diskriminierung, 

verpackt mit dem Ausspruch »das wird 

man ja noch sagen dürfen …« salon-

fähig gemacht wird.

Angst wird als Verunsicherung des 

Gefühlslebens umschrieben, das mit be-

drohlich empfundenen Situationen oder 

konkreten Bedrohungen wie Krankheit 

oder den Verlust der Selbstachtung ver-

bunden ist. Angst wirkt deshalb vor allem 

auf emotionaler Ebene: Angst macht 

gereizt, zornig, befördert Hass, löst Empö-

rung aus. Angst vereinzelt, erzeugt eine 

»Mitempfi ndungsmüdigkeit«, unterdrückt 

Empathie gegenüber Mitmenschen. 

Angst lähmt, macht sprachlos und damit 

wehrlos.

Diesen Zustand gilt es zu überwinden, »wir 

müssen raus aus der Opferrolle, raus aus 

der Tabuzone«. Dies fällt dem Einzelnen oft 

schwer, aber zusammen mit anderen, in 

einer Gruppe, in einem Netzwerk gelingt 

dies eher. 

Und gleichzeitig sind Stimmen nicht zu 

überhören, die mutlos klingen: »wir haben 

uns an no-go-areas gewöhnt und die Forde-

rung nach konsequenten Abschiebungen 

abgelehnter Asylbewerber*innen kennen 

wir seit den 80-er Jahren. Unser Kampf 

dagegen hat früher nichts gebracht und 

heute…?«

Heute gibt es eine neue Generation in die-

sem Land mit migrantischen Wurzeln, die 

als Wissenschaftler*innen, Journalist*innen, 

Unternehmer*innen, Politiker*innen zuneh-

mend in Positionen sind, wo sie mitreden 

und mitentscheiden. Es gibt immer mehr 

»bunte« Teams, mehr gesellschaftliches 

Bewusstsein über Diversität und Akzeptanz, 

Wertschätzung und Solidarität in weiten 

Teilen der Bevölkerung. 
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Welche Handlungsansätze 

sind zu entwickeln?

Die Aufgabe des Verbandes bleibt, dass 

die gesellschaftliche Einteilung in ein 

»wir« und die »anderen« aufgehoben 

wird. An dieser Stelle ist jede*r Einzelne 

gefordert. 

Erste Schritte dabei sind …

» tätig werden, den Mund aufmachen 

und eigene Positionen vertreten. 

» sich in Diskussionen einbringen, 

mitreden und grundsätzlich einen 

respektvollen Umgang miteinander 

pfl egen.

Sich einbringen funktioniert auch 

im Kleinen:

Im Freundes-, Kollegen-, Familienkreis 

können gesellschaftliche Prozesse zum 

Thema gemacht werden, es gibt die 

Möglichkeit, diskriminierende Begriff e zu 

hinterfragen und neues Wissen wertschät-

zend einzubringen. »Hier bin ich, meine 

Familie ist ein Beispiel dafür, dass Vielfalt 

eine Bereicherung ist und interkulturelles 

Zusammenleben gut funktionieren kann. 

Wir werden immer mehr in diesem Land 

und tragen viel zu seiner Entwicklung 

bei. Hinter mir steht ein bundesweiter 

Verband und viele Einzelpersonen, die 

ebenso denken.«

Ressourcenorientiert und gemeinsam 

handeln macht stark: 

Jede*r bringt die eigenen Kompetenzen 

ein und alle ziehen an einem Strang, ver-

folgen ein gemeinsames Ziel. Sich gegen-

seitig in einer Gruppe, im Verband oder 

in einem Netzwerk unterstützen bringt 

dabei nicht nur das eigene Empowerment 

voran, sondern motiviert auch andere, 

sich zivilgesellschaftlich zu engagieren.

Gleichwohl braucht es oft einen langen 

Atem bis Erfolge sichtbar werden. Es 

gilt andere Positionen auszuhalten und 

andere Meinungen stehen zulassen, also 

Ambiguitätstoleranz aufzubringen. 

Positive Rahmenbedingungen helfen: 

Mit anderen in Kontakt kommen und sie 

erreichen funktioniert am besten über 

einen zugewandten persönlichen Kontakt 

sowie durch respektvolles Zuhören in 

einer wertschätzenden Atmosphäre. 

Eine solche »Beziehungsarbeit« kann 

auch über die individuelle Ebene hinaus 

wirken.

Eine breite gesellschaftliche Wirkung setzt 

jedoch Strukturen voraus, die gesell-

schaftliche Teilhabe nicht nur ermögli-

chen sondern gezielt dazu ermutigen. 

Sie braucht Plattformen zum Austausch 

unterschiedlicher gesellschaftlicher 

Gruppen. Sie braucht organisatorische 

Strukturen, die eine Beteiligung an Ent-

scheidungsprozessen unterstützen, einen 

regelmäßigen Diskurs mit den staatlichen 

Institutionen und politischen Entschei-

dungsträgern auf regionaler und überre-

gionaler Ebene. 
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Get together 
mit Comedian Idil Nuna Baydar  

Die Kabarettistin Idil Nuna Baydar – bekannt mit ihrer Kunstfigur »Jilet Ayse« – 

ließ teilhaben an ihrer Sicht auf Vielfalt und Integration. 



Wer ist dieser Integration? – Gibt es sichtbare Zeichen, wann Integration 

erfolgreich beendet ist? Und was kommt eigentlich danach? –

Comedian Idil Nuna Baydar hat sich dazu Gedanken gemacht. 

Am Sonntag fragte mich meine kleine 

Cousine Ayla (zehn Jahre, fünfte Klasse) wie 

das Wort Integration geschrieben wird. Ich 

wollte es ihr zeigen und schaute auf du-

den.de nach. Duden.de scheint zu wissen, 

worum es wirklich geht. Unter »Bedeutung 

und Beispiele« fi ndet man beim Wort 

Integration unter Punkt 2 das Beispiel: »Die 

Integration der hier lebenden Ausländer 

ist nach wie vor ein dringendes Problem«. 

Fassen wir die Hauptworte zusammen, 

kommt raus: Integration – Ausländer – 

Problem. Ayla sah mich erschrocken an: 

»Integration hat einen Ausländer als 

Problem?« Wer der integrationsunwillige 

Problemausländer ist, ist schnell ermittelt: 

Alles, was viele dunkle Haare hat, ungebil-

det (wissenschaftlich: bildungsfern), arm 

(wissenschaftlich: polymultible Vermitt-

lungsschwierigkeiten) und moralisch 

fragwürdig ist (wissenschaftlich: potenziell 

gewaltbereit) – zusammengefasst unter 

dem landläufi gen Begriff  Ali. Das Problem 

ist auch schnell ausgemacht: Ali spricht 

kein Deutsch? Oder er ist ein »Dauerbelei-

digteragressivermesserstecherschweine-

fl eischabstoßenderdeutschenhassender-

frauenschlägermensch«? 

Ja, Integration ist nichts für schwache Ner-

ven... Aber wer ist dieser Integration?

Aber wer ist dieser Integration? 

Was man als Ausländer − oder neudeutsch 

Migrant − tun muss, um kein Problem 

darzustellen, ist mittlerweile kollektives 

Wissen: Der ausländische Migrant muss 

die deutsche Sprache können und muss 

sich der deutschen Leitkultur (Wer ist 

dieser Deutschland?) unterordnen. Er sollte 

möglichst nicht bedrohlich aussehen und 

Frauenrechtler sein; also eine Identitäts-

matschepampe aus Goethe, CDU/CSU, 

blonder Junge von der Kinderschokola-

denpackung und Alice Schwarzer sein. 

Und wenn du es geschaff t hast, deine 

Identität in genau diese Matschepampe 

zu verstümmeln, wann ist Integration 

eigentlich beendet? Gibt es ein Datum, 

eine Uhrzeit, einen Tag oder ein Jahr? 

Gibt es Anhaltspunkte, Fakten in den 

Akten oder erkennbare Symptome einer 

defi nitiv abgeschlossenen Integration? 

Gibt es ein Integrationsabitur? Kann man 

das irgendwo ablegen? Gibt es ein Amt 

für Integrationsabschlüsse, einen Aus-

schuss, Gremium, Jury? Irgendein Institut, 

das mir meine erfolgreich abgeschlossene 

Integration schriftlich bestätigt, damit ich 

meinen Migrationshintergrund hinter mir 

lassen und glücklich in einen Inklusions-

vordergrund gehen kann?

Die Zukunft der Integration? 

Und was kommt nach der Integration? 

In der Soziologie wird Integration in vier 

Phasen beschrieben: Exklusion, Sepa-

ration, Integration, Inklusion. Denken 

wir die Phasen zu Ende, was bin ich 

dann? Bin ich dann die Integrierte der 

Integriertengruppe? Von Migranten zu 

Integrierten bis zum Inkludierten – wie 

heißt künftig die korrekte Bezeichnung? 

Werden wir zukünftig Fragen beantwor-

ten, die anfangen mit: »Sie als Inkludierte 

dieser Gesellschaft, wie ist es denn so als 

inkludierte Exintegrationsmigrantin mit 

ausländischen Wurzeln in der deutschen 

Gesellschaft? Geht es Ihnen gut bei uns?«

Idil Nuna Baydar 

wurde 1975 in Celle geboren und ist 

Tochter türkischer Einwanderer. 

Bekannt wurde sie mit ihrem 

YouTubeKanal, auf dem sie seit 2011 

Videos zum Thema Integration zeigt. 

Im Fernsehen war sie in mehreren 

Comedysendungen zu sehen.

Wir konnten sie bei unserer Fach-

tagung »Vielfalt unter Druck?« 

am 21. April mit einem Auszug aus 

ihrem aktuellen Programm begrüßen.

www.idilbaydar.de

Gibt es ein Integrationsabitur?
Idil Nuna Baydar 
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Mit freundlicher Abdruckerlaubnis der ZWH – Zentralstelle für die Weiterbildung im Handwerk e.V.; 

Der Artikel wurde zuerst veröff entlicht im Magazin CLAVIS, Heft 2-2015 

( Förderprogramm »Integration durch Qualifi zierung (IQ)«). 
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Eintreten für eine offene, demokratische 
und vielfältige Gesellschaft  

Delegierte und Mitglieder aus dem gesamten Bundesgebiet kamen am 22. April 2017 

zur Bundesdelegiertenversammlung des Verbandes zusammen, diskutierten über aktuelle 

Herausforderungen, legten die politischen Schwerpunkte für die kommenden zwei Jahre fest 

und verabschiedeten Beschlüsse.

»Dass wir für eine off ene, demokratische und vielfältige Gesellschaft 

so nachhaltig eintreten und sie verteidigen müssen, hätten wir vor 

zwei Jahren noch nicht gedacht.« 

Mit diesen Worten eröff nete die Bundes-

geschäftsführerin Hiltrud Stöcker-Zafari 

die Versammlung. Und dieser Gedanke 

führte wie ein roter Faden durch die 

Diskussionen und Beiträge des gesam-

ten Tages. 

Unsere Angebote stehen für das 

Verbindende

Im Bericht über die vergangenen zwei 

Jahre wurde deutlich wie viele Angebote 

und Dienstleistungen des Verbandes 

darauf ausgerichtet sind, das Verbinden-

de in den Mittelpunkt zu rücken und 

unermüdlich für ein off enes und humanes 

Miteinander einzustehen – im Kleinen 

wie im Großen. Es konnten längst nicht 

alle Begebenheiten geschildert, nicht alle 

Beratungsangebote, Workshops und Tref-

fen genannt werden. Beispielhaft wurden 

einzelne Aktivitäten mit Unterstützung 

der anwesenden Delegierten aus den Re-

gionalgruppen vorgestellt, z.B. berichtete 

die Tübinger Delegierte von den Erfah-

rungen mit Angeboten für Schwarz-weiße 

Familien und das NRW Projekt »Bilder im 

Kopf!« appelliert  für ein Mehr an Vielfalt 

in Kinder- und Jugendmedien.

Beschlüsse

Die Beschlüsse der Versammlung sind vor 

dem Hintergrund der aktuellen gesell-

schaftlichen und politischen Entwicklung 

zu sehen. Aufgrund der hohen Zuwan-

derung von Gefl üchteten der letzten Zeit 

kommen unsere Themen aus der Nische 

heraus und werden breiter diskutiert. Dies 

hat zur Folge, dass gesamtgesellschaftlich 

Themen »neu« identifi ziert und Forderun-

gen »neu« formuliert werden, die in der 

Fachdiskussion bereits seit vielen Jahren 

virulent sind. Die diesjährige Delegierten-

versammlung nahm dies zum Anlass und 

versuchte, bereits bestehende Forderun-

gen in neue Beschlüsse mit einzubinden 

und zu aktualisieren. Sich immer wieder 

nach innen über die Standpunkte des 

Verbandes zu verständigen, sich darüber 

vergewissern, gemeinsame Ziele zu ver-

folgen, stärkt den Verband. 

So diskutierten wir nicht zum ersten Mal 

den Ehegatten- und Familiennachzug 

oder die Visavergabe für Familienbesuche. 

Viele binationale Paare können aufgrund 

der restriktiven Haltung in dieser Frage 

nicht zeitnah zusammen leben und den-

ken über eine Auswanderung nach. Es ist 

wichtig, an dieser Stelle nicht nachzulas-

sen und immer wieder das Recht auf Fa-



milienleben einzufordern. Ebenso ist ein 

erweiterter Familienbegriff  insbesondere 

im Aufenthaltsrecht erforderlich. Und eine 

uralte Forderung des Verbandes nach ei-

ner Erleichterung bei der Eheschließung/ 

Verpartnerung wurde aus aktuellem An-

lass bekräftigt. Berater*innen des Verban-

des berichten von zahlreichen Anfragen 

zur Eheschließung mit Gefl üchteten. Die 

Herausforderung besteht darin, Doku-

mente für die Eheschließung vorlegen zu 

müssen, die wegen Krieg und Unruhe im 

Herkunftsland nicht zu bekommen sind. 

Eine Erleichterung an dieser Stelle wäre 

es, wenn zukünftig auf die Vorlage eines 

Ehefähigkeitszeugnisses verzichtet oder 

die Identität auch durch Ersatzurkunden 

nachgewiesen werden könnte.

Zum Bildungsbereich wurde beschlossen, 

sich verstärkt mit interkulturellen Fragen 

im Rahmen der Lehreraus- und fortbil-

dung zu beschäftigen und im Bereich der 

Anwerbung internationaler Fachkräfte 

für den Arbeitsmarkt gilt es zu berück-

sichtigen, dass bei Fragen der Arbeits-

marktintegration nicht nur die Perspektive 

der ausländischen Arbeitnehmer*innen 

gesehen wird, sondern eben auch 

die Perspektive der nachziehenden 

Ehepartner*innen.

Alle sind gefragt sich vor Ort 

einzubringen

Delegierte und Mitglieder, langjährige 

aber auch neue kamen nach Frankfurt am 

Main. Man spürte die Sympathie unter-

einander. Viele waren bereits zum Fachtag 

am Vortag angereist und hatten schon die 

Gelegenheit genutzt, sich untereinander 

auszutauschen.

Es ist gut zu wissen, dass wir viele sind, die 

vehement für eine off ene, demokratische 

und vielfältige Gesellschaft eintreten und 

sie verteidigen. Wir alle sind hier als Teil 

der zivilen Gesellschaft gefragt. Jede*r 

kann dazu einen Beitrag leisten z.B. durch 

ein aktives sich Einmischen vor Ort, sei es 

bei Diskussionsrunden und Veranstaltun-

gen oder bei einem Infostand.

Wir wollen alles tun, damit die Gesell-

schaft nicht auseinander bricht, dass die 

Menschen nicht gegeneinander ausge-

spielt werden oder selbst eine solche 

Spaltung zulassen. 
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Es empfi ehlt sich ein Blick auf die Web-

seite unseres Verbandes. Dort ist auch 

der aktuelle Jahresbericht eingestellt.

www.verband-binationaler.de/

fi leadmin/Dokumente/DV_17/

Jahresbericht_2015-16_gesamt.pdf
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Vorstellung Bundesvorstand Die bisherigen Mitglieder des Bundesvorstandes: Sidonie Fernau, 

Hamburg, John Kannamkulam, Hanau, Angela Rother-El-Lakkis, 

Bonn und Dr. Bärbel Sánchez Coroneaux, Leipzig, kandidierten 

erneut für das Amt und wurden wiedergewählt. 

Neu gewählt wurde Dr. Laura Block, Berlin. Sie verstärkt als 

Fünfte im Bunde den Vorstand.

In seiner konstituierenden Sitzung benannte der Vorstand 

Sidonie Fernau neu als erste Vorsitzende. Dr. Bärbel Sánchez 

Coroneaux wurde weiterhin in ihrem Amt als stellvertretende 

Bundesvorsitzende bestätigt.

Wir gratulieren dem neu gewählten Bundesvorstand 

und wünschen viel Erfolg für seine Vorhaben!

Dr. Laura Block
Mitglied

Sidonie Fernau
Vorsitzende

John Kannamkulam
Mitglied

Jede Stimme zählt – auch Deine!
zur Bundestagswahl 2017

Angela Rother-El-Lakkis
Mitglied

Dr. Bärbel Sánchez Coroneaux
Stellvertretende Vorsitzende

Im September dieses Jahres wird ein neuer Bundestag gewählt. Auch wir als Ver-

band erheben hierzu unsere Stimme und fordern die Parteien auf, im Wahlkampf für 

Demokratie und für ein Leben in Vielfalt mit fairen und sachlichen Argumenten zu 

streiten und dem rechtspopulistischen Druck nicht nachzugeben. 

Wir empfehlen ebenso, sich für ein 

Deutschland als Einwanderungsland zu 

bekennen, Familie und Migration zusam-

men zu denken und somit den Ehegat-

ten- und Familiennachzug ungehindert 

zu gewährleisten, Familienbesuche zu 

begünstigen, auch Lebensgemeinschaften 

und nicht allein die Ehe aufenthaltsrecht-

lich zu berücksichtigen. Eheschließungen 

sollen erleichtert werden, indem zukünftig 

kein Ehefähigkeitszeugnis mehr gefor-

dert wird und Ersatzdokumente, um z.B. 

die Identität nachzuweisen, zugelassen 

werden. Der Verband fordert zudem die 

Kinderrechte ins Grundgesetz aufzuneh-

men, Einbürgerungen zu erleichtern und 

die Mehrstaatigkeit generell anzuerken-

nen sowie gesetzliche Grundlagen zu 

schaff en, Diskriminierung und Rassismus 

in unterschiedlichen Lebensbereichen 

zu erfassen und zu ahnden. Zwei grund-

legende Aspekte werden im Folgenden 

herausgegriff en. Weitere Ausführungen 

sind auf der Startseite unserer Homepage 

zu fi nden. 

Deutschland ist Einwanderungsland!?

De facto ist Deutschland schon lange ein 

Einwanderungsland, auch wenn Regie-

rungsverantwortliche dies lange Zeit 

leugneten. Nun wissen es alle, aber gesetz-

liche Regelungen oder auch Maßnahmen 

werden noch nicht entsprechend verfasst.

Daher fordert der Verband binationaler 

Familien von der neuen Bundesregierung 

ein klares und deutliches Bekenntnis zu 

einem Deutschland als Einwanderungs-

land. Darunter verstehen wir, dass klare 

und überschaubare Regelungen erlassen 

werden, damit Menschen wissen, wie 

und unter welchen Voraussetzungen 

sie und ihre Familien nach Deutschland 

einwandern können. Es sollte ein Einwan-
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derungsgesetz geschaff en werden, das 

alle bisherigen Regelungen ersetzt, und 

insbesondere den Aspekt berücksichtigt, 

dass Migration ein Familienprojekt ist. 

Entsprechend sollte eine neue Einwan-

derungspolitik den Schutz von Ehe und 

Familie umfassend gewährleisten und 

zudem Rechtssicherheit schaff en für Men-

schen, die seit vielen Jahren in Deutsch-

land leben und dieses Land als ihre Heimat 

ansehen – unabhängig davon, welchen 

Aufenthaltstitel sie haben.

Erinnert sei an die Abschiebung von 

Familie Rana im Mai 2017 nach Nepal. Mit 

abgeschoben wurde Bvisi, die 15-jährige 

Tochter, die in Deutschland geboren, als 

Duisburgerin groß geworden ist, und 

Nepal, das Herkunftsland ihrer Eltern, noch 

nicht einmal aus dem Urlaub kannte. Die 

Protestwelle gegen die Abschiebung bzw. 

für die Rückkehr der Familie ist groß. Hier-

in zeigt sich deutlich, dass viele Menschen 

nicht einverstanden sind mit diesem 

staatlichen Zugriff . Ob dieser rechtlich 

legitimiert war, wird nicht angezweifelt, 

vielmehr die Tatsache, dass es ein Recht 

gibt, eine Familie nach einem fast 20-jäh-

rigem Leben in Deutschland unfreiwillig 

in ein anderes Land zu befördern. In 

Deutschland hatten sie ihr Leben, sorgten 

selbst für ihren Lebensunterhalt, Bvisi 

besuchte das örtliche Gymnasium und war 

fest verwurzelt im sozialen Umfeld.

Eine neue Einwanderungspolitik muss 

Schluss machen mit solchen inhumanen 

Aktionen. Eine neue Einwanderungspolitik 

muss sich daran orientieren, was einer 

Familie gut tut. Damit wären auch weitere 

langjährige Forderungen unseres Verban-

des einlösbar – beispielsweise jene zum 

Ehegatten- und Familiennachzug. Gesetz-

liche Regelungen dürften sich zukünftig 

nicht mehr allein an der Ordnungs- und 

Sicherheitspolitik orientieren.

Einwanderung schaff t vielfältige Möglich-

keiten und Chancen für ein gemeinsames 

Leben in Deutschland. Hierin liegt die 

Zukunft und diese gilt es zu gestalten. 

Hierzu gehören nicht nur Fachkräfte und 

Hochqualifi zierte, die einen ökonomi-

schen Vorteil versprechen. Es sind vor 

allem zwischenmenschliche Beziehungen, 

unterschiedliche Lebensweisen, Mehr-

sprachigkeit, verschiedene religiöse und 

politische Orientierungen, kulturelle und 

soziale Prägungen, die unsere Gesellschaft 

bereichern und voran bringen. Dies gilt es 

zu sehen, wert zu schätzen und zukünfti-

ge Maßnahmen auf dieser Grundlage zu 

entwickeln.

Dass dies alles nicht zeitnah zu gestalten 

ist, liegt auf der Hand. In einer Legislatur-

periode sollte dies unter Einbeziehung der 

Zivilgesellschaft doch gelingen.

Kinderrechte ins Grundgesetz

Dies ist eine Forderung, die unser Verband 

gemeinsam mit vielen anderen Organi-

sationen seit mehreren Jahren fordert. 

Damit soll die Subjektstellung und die 

rechtliche Position von Kindern gestärkt 

werden. Aktuell werden sie lediglich als 

Rechtsobjekt wahrgenommen, als Objekt 

elterlicher Verantwortung. Kinder und 

Jugendliche sind mehr. Sie haben eigene 

Interessen, die zu sehen und nachhaltig 

zu berücksichtigen sind. Dies geschieht 

mit der Aufnahme von Kinderrechten ins 

Grundgesetz. Damit sind Gesetzgeber, 

die Gerichte, die Verwaltung mit Maßnah-

men auf allen Ebenen stärker als bislang 

gefordert, sich kindorientiert auszurichten. 

Die Aufnahme der Rechte von Kindern ins 

Grundgesetz steht im Einklang mit der 

UN-Kinderrechtskonvention, die von der 

Bundesrepublik vorbehaltlos unterzeich-

net wurde. Sie feierte in diesem Jahr ihren 

25. Geburtstag – Grund genug, nun nach 

all den Jahren der Diskussion Kinderrechte 

endlich politisch zu verankern. Wir sehen 

das Grundgesetz als den richtigen Ort 

hierfür an, denn es genießt höchste Aner-

kennung und Akzeptanz. 

Die elterliche Sorge- und Erziehungsver-

pfl ichtung aus Artikel 6 Grundgesetz wird 

dabei nicht angetastet, was vielfach be-

fürchtet wird. Vielmehr kommt im Interes-

se des Kindes die staatliche Verpfl ichtung 

verstärkt hinzu, auf die sich ebenso auch 

die Eltern stützen könnten. Auch die UN-

Kinderrechtskonvention stellt ausdrück-

lich die besondere Verantwortung und 

Verpfl ichtung der Eltern für ihre Kinder 

heraus (Artikel 3, 5 und 18), verpfl ichtet 

jedoch die Vertragsstaaten dazu, geeig-

nete Gesetzgebungs- und Verwaltungs-

maßnahmen zu treff en, die für den Schutz, 

die Fürsorge und das Wohlergehen von 

Kindern notwendig sind. Die Verpfl ichtung 

der Eltern und des Staates gegenüber 

Kindern wird somit deutlich.

Daher sollten nach Meinung des Verban-

des in einer Grundgesetzänderung in 

Anlehnung an die UN-Kinderrechtskon-

vention folgende Aspekte berücksichtigt 

werden: 

» Das Recht auf ausreichende Ernäh-

rung, Wohnraum und Pfl ege,

» Das Recht auf Schutz vor Gewalt und 

anderen Gefährdungen,

» Das Recht des Kindes auf Entwicklung, 

» Das Recht auf Mitwirkung und Beteili-

gung des Kindes in allen es betreff en-

den Angelegenheiten,

» Orientierung aller Gesetze und Ent-

scheidungen am Kindeswohl (»best 

interests of the child«).

Aktionsplan gegen Kinderarmut gefordert

In Zusammenarbeit mit den anderen Familienverbänden in der Arbeitsgemein-

schaft der deutschen Familienorganisationen (AGF e.V.) und dem Deutschen 

Kinderhilfswerk setzen wir uns dafür ein, dass ein Aktionsplan zur Bekämpfung 

der Kinderarmut zu erstellen ist. Diese Forderung muss Eingang fi nden in den 

nächsten Koalitionsvertrag.  Siehe Pressemitteilung S. 25
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Welche Auswirkungen hätte die Veranke-

rung der Kinderrechte im Grundgesetz? 

Umfassend kann diese Frage nicht beant-

wortet werden, aber die Betonung der 

Kinderrechte würde andere z.B. einwande-

rungsspezifi sche Kontrollen zurückdrän-

gen, die sich an ordnungs- und sicher-

heitspolitischen Aspekten orientieren.

Entsprechend wären 16-jährige Kinder 

auch als Kinder zu behandeln und nicht 

als Erwachsene! Voraussetzung für ihren 

Nachzug zu einem Elternteil nach Deutsch-

land dürfte dann nicht mehr von deut-

schen Sprachkenntnissen der Stufe C 1 

abhängig gemacht werden. Für unbeglei-

tete Minderjährige in Deutschland dürfte 

der Nachzug ihrer Eltern nicht ausgesetzt 

werden. Kindspezifi sche Flucht ursachen 

oder auch posttraumatische Belastungs-

störungen wären zu identifi zieren und zu 

berücksichtigen.

Kinder und Jugendliche wären in allen 

Angelegenheiten, die sie betreff en, und 

auf allen politischen Ebenen zu beteiligen. 

Mit Sorge sehen wir z.B., dass in der Praxis 

gerade die in den §§ 11 und 12 SGB VIII 

beschriebene Förderung der Jugendar-

beit häufi g als »Freiwillige Leistung« der 

Kommunen interpretiert wird. Immer öfter 

werden Haushaltsmittel für Jugendarbeit 

gestrichen, reduziert oder mit Haushalts-

sperren belegt. Dabei sind alle im SGB VIII 

erwähnten Aufgaben bereits jetzt schon 

Pfl ichtaufgaben. Für diese Aufgaben ist es 

notwendig, dass der Bund die Jugendar-

beit der Kommunen in jeglicher Hinsicht 

stärkt, gerade mit Blick auf die deutliche 

Mehrheit von Jugendlichen mit Migra-

tionshintergrund, darunter binationale 

Jugendliche, in den Ballungsräumen. 

Diese Aufgabe würde mit der Aufnahme 

der Kinderrechte ins Grundgesetz sehr viel 

stärkeres Gewicht erhalten. 

Wir versprechen uns von der Verankerung 

der Kinderrechte im Grundgesetz ebenso 

zielgerichtete und eff ektive Maßnahmen, 

um Armut von Kindern und damit Armut 

in den Familien zu begegnen. Es ist nicht 

länger hinzunehmen, dass fast jedes fünfte 

Kind (www.boeckler.de/wsi_108087.htm) 

in Armut lebt. Natürlich ist uns bewusst, 

dass diese Maßnahmen sich nicht von 

selbst einstellen. Wenn Kinder aber ihre 

Rechte, die sowohl politische als auch 

wirtschaftliche, soziale und kulturelle sind, 

verfassungsrechtlich verbrieft bekommen, 

wird das Bewusstsein dafür bei den Eltern 

und in der Bevölkerung wachsen. Entspre-

chend gestellte Forderungen an Politik und 

Verwaltung würde deren Handlungsdruck 

erhöhen. Wir sind davon überzeugt, dass 

ohne eine Verankerung der Kinderrechte 

im Grundgesetz keine nachhaltige gesell-

schaftliche Verbesserung eintreten wird.

Deshalb machen wir uns stark dafür!

Hiltrud Stöcker-Zafari
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Sommerzeit – unbeschwerte Familienzeit? 
Leider gilt dies für viele binationale Familien nicht. 

Sie warten oft monatelang auf ein Visum zur Familienzusammenführung, 

um als Familie in Deutschland zusammen leben zu können. 

Während viele Familien ihre Koff er packen, 

um gemeinsam die Ferien miteinander 

zu verbringen oder sehnsüchtig darauf 

warten, dass die Ferienzeit eingeläutet 

wird, werden viele binationale Familien 

auch diesen Sommer vergebens aufein-

ander warten. Darauf warten, dass endlich 

das Einreisevisum nach Deutschland erteilt 

wird, dass sie zusammenkommen und die 

Zeit zusammen verleben können.

Unsere Berater*innen haben oft alle Hände 

voll zu tun und nicht immer können sie 

Einzelne so unterstützen, dass sie zusam-

menkommen können – aber es gelingt 

auch.

Familie I. (Türkei-Paraguay)

Herr I. ist in Deutschland geboren und hat die türkische Staatsangehörigkeit. Er wohnte 

lange in Deutschland, bevor er nach Südamerika auswanderte. In Paraguay lernte er seine 

Frau kennen, sie heirateten und haben drei gemeinsame Kinder, 12, 10 und 6 Jahre alt. Seine 

Aufenthaltserlaubnis für Deutschland lief während dieser Zeit ab. Er hatte sie nicht erneuert, 

weil sie in Südamerika bleiben wollten. Aufgrund einer berufl ichen Veränderung wollte die 

Familie nach Deutschland übersiedeln. Sie hatten folgenden Plan: Zunächst gehen sie in die 

Türkei, verbringen dort einen Urlaub, besuchen Verwandte und anschließend geht Herr I. nach 

Deutschland. Er regelt seinen Aufenthalt und holt die Familie nach. Herr I. vertraute darauf, 

dass er in Deutschland geboren und aufgewachsen ist und sich mit Deutschland immer sehr 

verbunden fühlte. Leider kam alles ganz anders.

Herr I. rechnete nicht damit, dass eine Familienzusammenführung an viele Bedingungen 

geknüpft ist: Er benötigte einen unbefristeten Arbeitsvertrag. Seiner war zunächst befristet, so 

dass er den Lebensunterhalt für sich und seine Familie nicht sofort sicherstellen konnte. Zudem 

musste er eine passende Wohnung für eine 5-köpfi ge Familie fi nden. Für all das benötigte er 

Zeit und seine Familie wartete in der Türkei.

Seiner Frau ging es in der Türkei nicht gut. Sie spricht kaum Türkisch und hatte die Sorge mit 

drei schulpfl ichtigen Kindern allein in einem fremden Land zu tragen. Die Beziehung zur tür-

kischen Verwandtschaft war schwierig und angespannt. Frau I. musste sich wegen schwerer 

Depressionen in ärztliche Behandlung begeben. Sie schaff te es in dieser belastenden Situation 

nicht, einen Deutschkurs zu besuchen, um den Sprachnachweis A1 zu erbringen, der für die Fa-

milienzusammenführung erforderlich ist. Der Antrag auf Familienzusammenführung wurde 

somit abgelehnt. 

Herr I. versuchte, die Krankheit seiner Frau als besondere Härte geltend zu machen, um die Fa-

milie ohne Sprachnachweis nachholen zu können. Dies lehnte jedoch das deutsche Konsulat 

mit dem Hinweis ab, die vorgelegte ärztliche Bescheinigung sei nicht ausreichend.

In dieser Situation kam Herr I. verzweifelt 

in unsere Beratung. Wir wandten uns an 

das Auswärtige Amt mit der Frage, welche 

Form der ärztlichen Bescheinigung für 

Frau I. denn ausreichend sei und von 

welchem Vertrauensarzt diese ausgestellt 

werden müsse?

Kurze Zeit später erhielt Herr I. – übrigens 

von der gleichen Sachbearbeiterin des 

Konsulates, die zunächst den Antrag 

abgelehnt hatte, die Nachricht, dass die 

ärztliche Bescheinigung die Formulierung 

enthalten müsse, dass aufgrund ihrer 

Erkrankung das Erlernen einer Fremdspra-

chen nicht möglich sei. Die entsprechende 

Bescheinigung wurde umgehend vorge-

legt und die Familie konnte nach kurzer 

Zeit einreisen.
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Familie A. (Deutschland-Jamaika)

Frau A., deutsche Staatsangehörige, wandte sich im Frühjahr 2017 an unsere Beratung. 

Sie hatte Zwillinge geboren, denen es gesundheitlich leider sehr schlecht ging. Gerade in 

dieser Situation vermisste sie den Vater der Kinder besonders, ihren jamaikanischen Partner. 

Bereits im November 2016, Monate vor der Geburt, hatte das Paar versucht, in Jamaika ein 

Verfahren zur Vaterschaftsanerkennung durchzuführen und ein Einreisevisum zur Geburt 

der gemeinsamen Kinder zu beantragen. Das Paar erhielt die Information von der Botschaft 

in Kingston, dass ihr Anliegen nicht bearbeitet werden könne, da kein Urkundenbeamter 

vor Ort sei. Als sie später nach der Geburt der Kinder den Antrag auf Einreise stellten, wurde 

dieser abgelehnt, da das Paar nicht miteinander verheiratet sei und kein Vaterschaftsnach-

weis vorläge.

In dieser Situation wandte sich die Frau 

A. an unsere Beratung. Wir haben sie 

ermutigt und unterstützt, bei der Auslän-

derbehörde ihres Wohnortes vorstellig 

zu werden, ihre Situation vorzutragen, 

ärztliche Bescheinigungen zum Gesund-

heitszustand der Kinder vorzulegen, 

damit die Zustimmung der Behörde zu 

der Familienzusammenführung vorbe-

reitet werden konnte. Parallel wandten 

wir uns an das Auswärtige Amt, trugen 

die besondere Notlage der Familie vor 

und erhielten nach wenigen Tagen die 

Nachricht, dass dieser Antrag vorrangig 

bearbeitet werden würde. Wenige Tage 

später meldete sich Frau A. und berichte-

te, dass ihr Partner einreisen durfte – dass 

aber leider eines der Kinder inzwischen 

verstorben sei.

Beide Fallbeispiele veranschaulichen, 

dass die Verfahren nicht transparent 

sind und die Antragsteller*innen weder 

Zeit noch Kosten hierfür einschätzen 

können. Ein eingeschränkter oder auch 

fehlender konsularischer Service ist nicht 

nur zu kommunizieren sondern den 

Antragsteller*innen sind alternative Mög-

lichkeiten aufzuzeigen. Neben umfassen-

den Informationen könne eine Beratung 

bei den deutschen Auslandsvertretungen 

zielführend sein, um Wartezeiten erheb-

lich zu verkürzen und ein zeitnahes famili-

äres Zusammenleben zu ermöglichen. 

Es drängt sich der Verdacht auf, 

dass mit dem Aufgeben seitens der 

Antragsteller*innen kalkuliert wird. 

Ihnen wird signalisiert: du bist uns nicht 

so wichtig, du bist in Deutschland nicht 

erwünscht, deshalb müssen wir uns auch 

nicht bemühen. Auf diese Weise werden 

Antragsteller*innen zu Bittsteller*innen 

gemacht. Die Verfahren erfordern aktuell 

von den Familien einen sehr langen Atem, 

ein beharrliches Nachhaken, vielfach das 

Einschalten von Anwält*innen, Beratungs-

stellen oder vorgesetzten Behörden, um 

ans Ziel zu gelangen. Dass die Behörden 

in Notsituationen und bei Intervention 

durch Dritte durchaus schnell und eff ektiv 

arbeiten können, zeigen ebenfalls die 

genannten Beispiele – leider bei Familie A. 

verbunden mit einem traurigen Ereignis. 



Welche Dokumente benötigen Gefl üchtete 

für eine Eheschließung?

Gefl üchtete, die während des Asylverfah-

rens heiraten wollen, werden nicht anders 

behandelt als andere Ausländer*innen, die 

in Deutschland die Ehe schließen wollen. 

Sie benötigen einen Nachweis über ihren 

rechtmäßigen Aufenthalt, einen gültigen 

Pass, eine aktuelle Geburtsurkunde, ein 

Ehefähigkeitszeugnis, ersatzweise eine 

andere Bescheinigung der Ledigkeit und 

eventuelle Scheidungsurteile. Alle Doku-

mente sind im Original vorzulegen.

Gefl üchtete, die in Deutschland Asyl bean-

tragen, haben ja keinen Aufenthaltstitel. 

Sie weisen ihren rechtmäßigen Status in 

Form ihrer Aufenthaltsgestattung nach.

… und wenn diese Dokumente nicht vor-

gelegt werden können?

Dann ist eine Heirat meist nicht möglich.

Würde dann keine Ausnahmeregelung 

greifen?

Nach dem Personenstandsrecht ist es z.B. 

möglich, dass ein fehlendes Dokument 

durch eine eidesstattliche Versicherung 

ersetzt werden kann. Insofern bestehen 

durchaus Ausnahmeregelungen. Aller-

dings: Eine eidesstattliche Versicherung 

kann nur für Tatsachen glaubhaft gemacht 

werden, die ich selbst wahrgenommen 

habe. Die eigene Geburt fällt nicht darun-

ter – diese kann daher nicht an Eides statt 

versichert werden. Eine Geburtsurkunde ist 

insofern zwingend vorzulegen. Besonders 

schwierig ist es, wenn kein Nationalpass 

vorgelegt werden kann. Einige Länder 

stellen andere Dokumente aus, die eben-

falls die Identität belegen, die anerkannt 

werden. Z.B. gibt es in Afghanistan die 

Tazkira, ein innerafghanisches Personen-

standsdokument, das neben dem Namen, 

das Geburtsdatum, die Abstammung und 

den Personenstand bescheinigt. 

Das in Deutschland zur Eheschließung 

erforderliche Ehefähigkeitszeugnis kennen 

viele Länder nicht. Daher sind andere 

Bescheinigungen über die Ledigkeit vorzu-

legen, die oft lange Beglaubigungs- und 

Legalisierungsverfahren notwendig ma-

chen, damit die Dokumente den deutschen 

Anforderungen entsprechend anerkannt 

werden können. Allein diese Prozedere wer-

fen große Schwierigkeiten in den krisenge-

schüttelten Ländern auf. 

Warum ist es oft schwierig die geforderten 

Dokumente vorzulegen?

Oft können Menschen, die fl üchten müs-

sen, nicht alle wichtigen Dokumente mit-

nehmen, oder es gab bisher keinen Grund 

aktuell gültige Dokumente anzufordern. 

Viele besitzen sie sogar grundsätzlich nicht. 

Z.B. Menschen, die gewöhnlich in ihrem 

Herkunftsland nicht über Ländergrenzen 

gereist sind, haben auch noch nie einen 

Reisepass benötigt. Es besitzt auch nicht je-

der eine Geburtsurkunde, sondern oftmals 

wird die Geburt bei Bedarf beurkundet und 

das kann viele Jahre später sein.

Fehlende Dokumente über die Botschaft 

des Herkunftslandes zu bekommen fällt für 

Asylsuchende aus. Sie würden ihr laufendes 

Asylverfahren gefährden.

Hinzu kommt, dass die wenigsten auslän-

dischen Botschaften in Deutschland einen 

neuen Pass oder einen anderen Identitäts-

ausweis ausstellen. In der Regel müssen 

diese Dokumente im Heimatland bean-

tragt und ausgestellt werden. Gefl üchtete 

können dann versuchen, Angehörige in 

ihrem Heimatland mit einer Vollmacht 

auszustatten, um für sie einen Pass oder 

Ausweis ausstellen zu lassen. Aber mach 

das mal, angesichts der angespannten 

Situationen in den Ländern.

Können diese Paare in Dänemark heiraten, 

wo es nicht so viele Anforderungen an die 

Dokumente zur Eheschließung gibt? 

Asylbewerber*innen dürfen Deutschland 

nicht verlassen. Wer es dennoch tut, hat 

in Dänemark kein Aufenthaltsrecht, kann 

somit dort nicht heiraten und darf zudem 

nicht nach Deutschland zurückreisen. Eine 

Eheschließung in Dänemark kann somit 

ausgeschlossen werden. 

Was wäre notwendig, um die Eheschlie-

ßung für diese Paare zu erleichtern?

Besonders wichtig wäre die Möglichkeit, 

dass die Identität auch durch andere 

Ersatz urkunden nachgewiesen werden 

kann. Eine Abschaff ung des Ehefähig-

keitszeugnisses würde für viele Paare 

zusätzliche Kosten und Mühen sparen. 

Weltweit kennen etwa nur 30 Staaten das 

Ehefähigkeitszeugnis, das Deutschland 

von Ausländer*innen fordert. Alle anderen 

Staatsangehörigen müssen eh Ersatz-

dokumente vorlegen und sich von der 

Beibringung des Ehefähigkeitszeugnisses 

durch das zuständige Oberlandesgericht 

befreien lassen. Man könnte folglich diesen 

Verwaltungsakt einsparen, der Zeit und 

Geld kostet.

Dann ist eine alte Forderung unseres 

Verbandes immer noch hoch aktuell und 

bedarf dringender denn je einer Lösung. 

Vielen Dank für das Gespräch Swenja! 
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Eheschließung im Asylverfahren 

Unsere Berater*innen erreichen zunehmend Fragen zur Eheschließung während eines laufenden Asyl  -

verfahrens. Dabei stellen sich immer wieder die gleichen Schwierigkeiten ein. Dies nehmen wir zum Anlass 

bei Swenja Gerhard, Beraterin und Juristin des Verbandes in Frankfurt am Main, nachzufragen.
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Liebes Beratungs-Team,

hiermit möchte ich mich ganz herzlich für Ihre umfassende 

und fachlich exquisite Beratung bedanken.

Am 20. April hatte ich Ihr telefonisches Beratungsangebot 

in Anspruch genommen, weil ich mittlerweile sehr verzwei-

felt darüber war, dass mein Mann aus NN1 sein seit langem 

versprochenes Visum zur Familienzusammenführung nach 

Deutschland von der zuständigen Botschaft nicht ausge-

stellt bekam. 

Wir hatten nach der Eheschließung im Heimatland meines 

Mannes alle erforderlichen Dokumente für die Beantra-

gung eines Visums zur Familienzusammenführung vor-

gelegt und rechneten schon mit einer längeren Wartezeit. 

Dass es sich jedoch so lange hinziehen würde, hätte ich 

nicht gedacht. Mittlerweile hatte mein Mann bereits seinen 

Pass abgegeben, es gab auch keine Nachfragen mehr 

zu den eingereichten Unterlagen und trotzdem wurde er 

immer wieder vertröstet und sollte erneut vorsprechen, um 

sein Visum abzuholen. Dies bedeutete für ihn, immer wie-

der lange Fahrten auf sich zu nehmen, sich anzustellen, zu 

warten um dann nach Stunden die Nachricht zu erhalten, 

dass an diesem Tag kein Einlass mehr möglich sei.

Ich hatte zusätzlich versucht, per Email bei der deutschen 

Botschaft zu intervenieren, erhielt aber keine Antworten 

auf meine Anschreiben. Und eine telefonische Kontaktauf-

nahme in unserer Angelegenheit war gar nicht möglich.

Ich dachte, es kann doch nicht sein, dass dieses Verfahren 

der Familienzusammenführung nun schon seit Monaten 

andauert und wir immer noch voneinander getrennt sind. 

Ich war am Boden zerstört. 

In dieser Situation nahm ich Kontakt zu Ihrem Verband auf. 

Es war so erlösend, dass die Beraterin sofort wusste, wovon ich 

sprach und mir nicht unterstellte – wie viele andere – dass es 

nur unser Verschulden sein könne, dass mein Mann das Visum 

nicht bekommt. Ich fühlte mich verstanden und was noch 

wichtiger war, sie hat mir Mut gemacht nicht aufzugeben.

Den Hinweis Ihrer Beraterin, genau zu dokumentieren, was 

wir unternommen haben, wie die deutsche Botschaft darauf 

reagiert bzw. nicht reagiert hat, habe ich sofort umgesetzt. 

Dieses »Protokoll« sollte ich dann an die Botschaft und an das 

Auswärtige Amt schicken. Ich habe mir gedacht, ich schrei-

be lieber noch zusätzlich einen persönlichen Brief an Herrn 

Gabriel, der als Außenminister letztendlich für das Auswärtige 

Amt und die deutschen Auslandsvertretungen zuständig ist. 

Etwa zwei Wochen später erhielt ich dann eine Antwort aus 

dem Büro von Herrn Gabriel mit einer Entschuldigung für 

die lange Dauer des Verfahrens und das Verhalten bzw. die 

Fehlinformation durch das Botschaftspersonal. Aufgrund der 

Osterferienzeit seien zusätzliche Verzögerungen aufgetreten.

Diese Antwort hatte mich schon sehr gefreut, denn damit 

hatte ich überhaupt nicht gerechnet. Und ich habe wirklich 

meinen Glauben an den Rechtsstaat wieder gewonnen. Ich 

hatte schon in Erwägung gezogen, auszuwandern!

Danach ging alles schnell und ich konnte kurze Zeit später 

meinen Mann am Flughafen endlich wieder in die Arme 

schließen.

Ohne Sie hätten wir sicher noch viel länger auf ein 

Wiedersehen warten müssen. 

Danke für Ihr Hilfe! 

der Familienzusammenführung nun schon seit Monaten

andauert und wir immer noch voneinander getrennt sind. 

Ich war am Boden zerstört. 

Ohne Sie hätten wir sicher noch viel länger auf ein

Wiedersehen warten müssen. 

Danke für Ihr Hilfe! 

––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––
1  Aus Datenschutzgründen wurde der 

Sachverhalt anonymisiert. Die Namen 

sind der Redaktion bekannt.
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Die Liebe überwindet alles!

zum 50. Mal jährte sich der Loving Day  

Der Loving Day geht zurück auf das 

Schwarz-Weiße Paar Richard und Mildred 

Loving. Es erstritt von 1957 bis 1967, 

dass ihre Ehe auch in ihrem Heimatstaat 

Virginia anerkannt wurde. 

Die Entscheidung vom Obersten Gerichts-

hof der USA vom 12. Juni 1967 gilt als 

Grundsatzentscheidung und Meilenstein 

der Bürgerrechtsbewegung und trug 

in den USA wesentlich zum Ende der 

»Rassentrennung« bei.

Dieses Datum ist für 

binationale/ bikulturelle 

Paare und Familien 

ein wichtiges Symbol 

gegen Rassismus 

geworden. Denn 

es geht nicht nur 

um die Beziehung 

zweier Menschen 

unterschiedli-

cher Hautfarbe, 

sondern es geht 

um den Sieg 

der Liebe über 

willkürliche, le-

bensfeindliche 

Gesetze. 

Daher steht der Loving Day für alle Paare, 

jedweder Hautfarbe, religiöser Überzeu-

gung, Nationalität oder sexueller Orientie-

rung und weist darauf hin, dass die freie 

Partner*innenwahl als ein garantiertes 

und unveräußerliches Menschenrecht 

steht. 

Der Tag jährte sich 2017 zum 50. Mal. 

Er wurde weltweit und auch von unserem 

Verband gefeiert. Die Bundes-

geschäftsstelle veranstaltete 

am 12. Juni einen Poetry Slam 

»Die Liebe überwindet alles« 

in Frankfurt am Main.

Am 10. Juni feierte die Ge-

schäftsstelle Bremen den 

Loving Day mit dem Motto 

»Wir feiern ein Fest der Liebe 

über nationale und kulturelle 

Grenzen hinweg...«.

Mehr zum LOVING DAY  

www.lovingday.org und 

www.verband-binationaler.de/

der-verband/loving-day-2017/#c2994

mit Impressionen von unserer Poetry-

SlamVeranstaltung.

Jeannette Ersoy

Yara SalhaCansev DuruJohn KannamkulamBundesvorstand
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Einblick in einen Poetry-Slam

Mit Dank an eine der engagierten Slammer*innen der Abendveranstaltung zum Loving Day.

Über Grenzen hinweg 

Ich brauch keine Grenzen, 

keinen geographischen Punkt an dem ich 

meine Liebe festmach‘, 

denn ich liebe ohne Grenzen, 

ohne Einschränkung,

ohne Barrieren im Kopf und anderswo.

Denn wichtig ist mir nicht

woher jemand kommt, wo er geboren ist, 

wie er aussieht;

Sondern wie ich mich fühl‘ wenn ich bei 

ihm bin:

Ich fühl‘ mich wie auf Wolken mit ihm 

an meiner Hand und und ich liebe sie.

Diese Person, deren Herkunft doch dann 

egal ist 

und deren Muttersprache mir zwar fremd,

aber deren Liebe so vertraut,

sie befl ügelt mich.

Ich hör meine Mutter klagen,

ich solle doch in meinen Kreisen bleiben

bei Menschen die meinem Bilde gleichen. 

Doch die Linie die ich zog, 

die ist so groß,

über Grenzen hinweg ziehe ich alle meine 

Liebsten in diesen, meinen immer off enen 

Kreis,

hab auch meinen Herzensmensch da und 

weiß,

uns trennt nicht viel,

und dagegen halten ausgebreitete Arme 

und Sprache und Gelächter und all die 

weiteren Dinge die uns verbinden, ver-

ständigen, uns zu dem machen was wir 

sind;

Liebende über Grenzen hinweg.

Siham Karimi

Über sich selbst…

»Ich schreibe, um mir die Welt zu erklären 

und mich der Welt zu erklären. Ich bin bunt 

so, wie die Welt es ist und das zeige ich gerne 

in meinen Texten.«

Fatija Galaid
Sanna Hübsch

Siham Karimi

Isaac Khadiri
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Wir wollen auch zukünftig für Sie da sein, Ihnen Angebote für Ihre 

Anliegen off erieren, für Sie öff entlich und gegenüber 

politisch Verantwortlichen sichtbar auftreten und uns stark ma-

chen für eine Gesellschaft in Vielfalt.

Dafür brauchen wir Sie und Ihre Unter stützung. 

Sagen Sie Ja zu unserer Arbeit!

Unser Verband hat starke Mitglieder, die Erfahrungen im binatio-

nalen / bikulturellen Zusammenleben haben und wissen: das, 

was wir im Kleinen leben, benötigt die Welt im Großen gerade 

ganz dringend. Zuhören – Aushalten – Aushandeln – gemeinsam 

erfolgreich zusammen leben!

Werden Sie (Förder-)Mitglied – werden Sie Teil einer starken 

Gemeinschaft!

Wir machen uns stark für Sie und Ihre Familien.

Kennen Sie noch andere Interessierte? Erzählen 

Sie von uns! Nur gemeinsam sind wir stark 

und können die Welt positiv verändern!
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Gooding – Dein Beitrag zählt!
Einkaufen und gleichzeitig die Arbeit des Verbandes unterstützen

Du kaufst Geschenke, Kleidung, Schuhe, Musik 

und vieles mehr im Internet in deinem On-

lineshop? Ab jetzt könnt Ihr Euren gewohnten 

Einkauf durch www.gooding.de vornehmen. 

Gleichzeitig spendet Euer Onlineshop nach 

Eurem Einkauf einen Betrag an uns. 

Und so funktioniert es:

• Auf www.gooding.de gehen

• Den Verband binationaler Familien 

und Partnerschaften, iaf e.V. als 

unterstützendes Projekt auswählen

• Gewünschten Onlineshop auswählen

• Wie gewohnt shoppen

Von Eurem Einkaufswert gehen dann anteilig 

Spenden an den Verband, ohne dass für Euch 

die bestellte Ware teurer wird.
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»Mmh, wie lecker!«
Wir Rucksack-Mütter machen viel zusammen, wir verstehen uns gut, sind 

freundschaftlich miteinander verbunden und eine von uns hat immer eine 

verrückte Idee. »Warum nicht mit den Kindern Kochen und dabei die Mutter-

sprache fördern? Das macht doch Spaß! Warum nicht gleich ein eigenes 

Rucksack-Kochbuch daraus machen?« Und schon war ein neues Projekt 

geboren.

Von Beginn an waren alle begeistert. 

Die Mütter in den Rucksackgruppen 

kommen aus unterschiedlichen Ländern 

und Regionen – und brachten eine Viel-

zahl kulinarischer Ideen mit. So wurde 

eifrig gekocht, abgeschmeckt, fotogra-

fi ert und natürlich gemeinsam geges-

sen mit dem Ziel, ein Kochbuch für und 

mit den Kindern zu gestalten.

Ganz nebenbei wurden die Kinder in 

ihrer Muttersprache gefördert, haben 

die Mütter den Umgang mit Texten 

geübt und verfolgt, wie aus deutschen 

und mehrsprachigen Texten und Bildern 

Stück für Stück ein ansprechendes 

Produkt wurde – das eigene Rucksack 

Kochbuch mit internationalen Rezepten 

für Groß und Klein!

Das Kochbuch mit zahlreichen Rezepten  

ist kartoniert und hat einen Aufsteller, 

damit gut mit den Kindern zusammen 

gekocht werden kann. 

Es ist für 7,- Euro (zzgl. Versandkosten) 

erhältlich bei

Patrizia Barba 

Projektkoordination Rucksack

Thomas-Mann-Str. 30

53111 Bonn

barba@verband-binationaler.de

Informationen zum Rucksackprojekt: 

www.bonn.verband-binationaler.de/

index.php?id=603
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Als interkultureller Familienverband 

arbeiten wir bundesweit als Interessen-

vertretung an den Schnittstellen von 

Familien-, Bildungs- und Migrations-

politik. Es ist uns wichtig, dass Men-

schen ungeachtet ihrer Hautfarbe 

oder kulturellen Herkunft sozial und 

rechtlich gleichgestellt werden. 

Unser Anliegen ist es, das interkultu-

relle Zusammenleben in Deutschland 

gleichberechtigt und zukunfts weisend 

zu gestalten. 

Wir arbeiten als gemeinnütziger Verein 

mit Büros in Berlin, Bonn, Bremen, 

Frankfurt, Hamburg, Hannover, Leipzig 

und München. 

In 15 weiteren Städten stehen ehren-

amtlich Engagierte als Ansprechpart-

ner*innen zur Verfügung. 

Wir sind Mitglied im Paritätischen 

Wohlfahrtsverband, im Deutschen 

Frauenrat, in der Arbeitsgemeinschaft 

der deutschen Familienorganisationen 

(AGF) und im Forum Menschenrechte. 

Wir engagieren uns im Forum gegen 

Rassismus und im Netz gegen Rassismus. 

Auf europäischer Ebene arbeiten wir 

mit der Europäischen Koordination 

für das Recht der Migrant*innen auf 

Familienleben (CE) zusammen und 

sind in der ecb, der European Confe-

rence of Binational / Bicul tural Relation-

ship vertreten.

Verband binationaler Familien 

und Partnerschaften, iaf e.V.

Ludolfusstraße 2–4  |  60487 Frankfurt am Main

www.verband-binationaler.de

Verband binationaler Familien und Partnerschaften

Ludolfusstraße 2–4, 60487 Frankfurt am Main




